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«Ohne Maske
kann man
eine Klasse
einfacher
in Schach halten»
Der Wunsch nach Normalität ist gross,
aber die Corona-Pandemie prägt auch das neue
Schuljahr stark. Zwei Lehrer erzählen im Gespräch
mit Antonio Fumagalli und Andri Rostetter
aus dem Alltag beidseits des Röstigrabens.

Die Schülerinnen und Schüler scheinen motiviert, doch manche Lehrkräfte sind nach den Sommerferien nicht gleich erholt wie sonst vor ihre Klasse getreten. GEORGIOS KEFALAS / KEYSTONE

In fast allen Kantonen sind die Schul-
ferien vorbei. Im Unterricht stehen
nicht nur Sprachen und Mathematik
auf dem Programm – auch der Umgang
mit der Pandemie beschäftigt das Lehr-
personal weiterhin stark. Wie sehr ist
das Lernen beeinträchtigt? Was recht-
fertigt die teils grossen kantonalen
Unterschiede? Und wie stark polarisiert
die Impfung? Die NZZ wollte es von
einer St. Galler Schulleiterin und dem
Präsidenten des Westschweizer Lehrer-
dachverbands wissen.

Herr Rohrbach, Frau Meier, mit wel-
chem Gefühl sind Sie ins neue Schul-
jahr eingestiegen?
Samuel Rohrbach: Mit einer grossen
Lust, die Schule so wiederzufinden, wie
wir sie vor der Corona-Pandemie ge-
kannt haben.

Nathalie Meier:Es ist ein Stück Norma-
lität eingekehrt. Die Lage ist vorläufig
noch entspannt. Es werden aber wieder
vermehrt Fälle auftauchen.

Vom eigentlichen Normalzustand sind
wir aber noch ein gutes Stück entfernt.
Herr Rohrbach, in Ihrem Kanton, dem
Jura,müssen die Schülerinnen und Schü-
ler sowie das Lehrpersonal wöchentlich
zum Spucktest antreten.
Rohrbach: Ich finde das einen sinn-
vollen Mittelweg. Das Virus ist wei-

terhin unter uns und zirkuliert gerade
unter den Jungen auf Sekundarstufe
stark. Bis jetzt wurden glücklicherweise
nur wenige Schüler positiv getestet.Gibt
es in einer Schule keine positiven Fälle,
dürfen auch die Lehrerinnen und Leh-
rer die Maske ablegen.

Ganz anders in der Ostschweiz. Da
gibt es keine flächendeckenden Tests,
und auch die Masken durften schon im
Mai abgelegt werden – von Lehrern wie
Schülern.
Meier: Ja, darüber sind viele sehr er-
leichtert. Auch die Schülerinnen und
Schüler sind froh, wieder unser ganzes
Gesicht zu sehen.

Warum ist das so bedeutend?
Meier: Man hat wegen der Maske un-
weigerlich eine grössere Distanz zu-
einander. Über die Mimik passiert
sehr viel. Als Lehrperson kann man
störende Schüler eher beruhigen und
eine Klasse einfacher in Schach halten.
Auch ein bejahendes Lächeln bewirkt
viel. All das ist mit der Maske nicht
möglich.
Rohrbach: Da bin ich einverstanden.
Mit der Maske müssen wir Lehrer viel
stärker mit der Tonalität der Sprache
arbeiten – es klingt fast wie im Thea-
ter.Dennoch halte ich es für riskant, die
Masken einfach ohne flächendecken-
des Testen abzulegen. In der jetzigen
Situation, da die Fallzahlen wieder
stark ansteigen, ist das meines Erach-
tens gefährlich.
Meier: Nachdem die St. Galler Bil-
dungsdirektion im Mai die Masken-
pflicht aufgehoben hatte, gab es einen
grossen Aufruhr. Man hat nicht ver-
standen, dass man so kurz vor den
Sommerferien die Regeln ändert, wo
es doch so gut lief. Ich bin da im Zwie-
spalt.Heute wissen wir zumindest, dass
es nicht zu früh war. Wir hatten nicht
mehr Ansteckungen.

Seit Beginn der Pandemie besteht in die-
sen Fragen ein Röstigraben.Warum?
Rohrbach: Die lateinischen Kantone
gehen in der Tat anders mit der Krise

um als die Deutschschweizer. Sie waren
stets vorsichtiger, was möglicherweise
auch mit den engen Beziehungen zu
unseren Nachbarländern zu tun hat –
Frankreich war von Covid-19 stärker
betroffen als Deutschland.Die Kantone
der Romandie koordinierten sich unter-
einander auch stärker.

Nimmt man in der Ostschweiz über-
haupt wahr, was in der Westschweiz pas-
siert?
Meier:Nein.Ehrlicherweise muss ich sa-
gen, dass ich mich auch nicht über alles
informiert habe. Es wurde mir zu viel.
Ich habe die Zeitung abbestellt, weil ich
genug hatte von all den Corona-Berich-
ten. Im Alltag spricht man bei uns nicht
über die Westschweiz. Man schaut in
den Thurgau, nach Appenzell, vielleicht
noch nach Zürich.Aber damit hat sich’s.
Rohrbach: Das geht uns auch so. Im
Jura will man wissen, was in Neuenburg
oder in Basel läuft. In meiner Funk-
tion bekomme ich aber auch die Rea-
litäten anderer Kantone mit. Ich habe
häufig Anfragen von Journalisten für
eine Stellungnahme, wenn ein Deutsch-
schweizer Kanton eine Neuerung in der
Schule einführt.

Haben Sie Angst, sich anzustecken?
Rohrbach: Ja. Aber nicht meinetwegen,
sondern weil ich mein Umfeld nicht an-
stecken möchte. Seit ich geimpft bin, bin
ich entspannter, halte mich aber weiter-
hin an die Distanz- und Hygieneregeln
und trage die Maske.
Meier: Ich hatte diese Angst nie, von
Anfang an nicht. Fragen Sie mich nicht,
wieso. Im Kollegium war aber durch-
aus eine Unruhe spürbar. Es gab einige,
die sich in der Schule nicht mehr sicher
fühlten.

Die Corona-Pandemie beschäftigt uns
nun seit bald eineinhalb Jahren.Was war
rückblickend – aus Schulperspektive –
der eindrücklichste Moment?
Rohrbach: Den Freitag, 13. März 2020,
werde ich nie vergessen. Am Morgen
nahm ich an einer interkantonalen Kon-
ferenz teil, es lag eine gewisse Fiebrig-

«Wir Lehrer
haben noch nie so stark
in die familiären
Strukturen
hineingesehen
wie während
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keit in der Luft. Dennoch war es ein
Schock, als der Bundesrat die Schulen
schloss.
Meier: Ich spürte den Entscheid irgend-
wie kommen. Die folgenden Wochen
waren der Horror.

Inwiefern?
Meier: Ich musste einerseits meine eige-
nen Kinder beschulen und andererseits
meine Klassen unterrichten. Dieser Spa-
gat war unglaublich anstrengend. Ich
habe das Gefühl, ihn nicht sehr gut hin-
bekommen zu haben. Meine Tage ende-
ten um 3 Uhr in der Nacht und began-
nen um 7 Uhr morgens wieder.

Haben Sie beim Lehrstoff in der Zwi-
schenzeit aufholen können?
Meier: Nein. Es gibt weiterhin grosse
Defizite. Ein Beispiel: Im Französisch-
unterricht bin ich schlicht nicht fer-
tig geworden mit dem Lehrbuch, mir
fehlten am Ende einige Lektionen. Am
stärksten getroffen wurden die Schü-
ler, die mitten in der Berufswahl steck-
ten. Weil keine Schnupperlehren durch-
geführt werden konnten, mussten sie
sich für den erstbesten Beruf entschei-
den. Ich denke, dass sich dies eines Tages
in einer höheren Lehrabbruchquote nie-
derschlagen wird.

Welche Unterschiede stellten Sie zwi-
schen den verschiedenen sozioökono-
mischen Schichten fest?
Rohrbach: Wir Lehrer haben noch nie
so stark in die familiären Strukturen hin-
eingesehen wie während dieser Pande-
mie. Immer wieder sind uns dabei die
Augen geöffnet worden. Es gibt Fami-
lien, die über keinen Computer ver-
fügen. Oder nur über einen, den aber die
Eltern im Home-Office nutzen mussten.
Während der Schulschliessung sind ge-
wisse Schüler sozusagen abgetaucht und
waren nicht mehr erreichbar für ihre
Lehrer.
Meier: Die Pandemie hat einfach ver-
stärkt, was auch zuvor schon galt: Chan-
cengerechtigkeit gibt es nicht, und sie
wird auch nie Realität werden. Da darf
man sich nichts vormachen. Die Schule
kann eine Familie nicht formen.

Sind bei den Schülerinnen und Schülern
ernsthafte psychologische Probleme ent-
standen in dieser Zeit?
Meier: Die Situationen sind sehr unter-
schiedlich. Es gibt Gemeinden, in denen
deutlich mehr psychologische Betreu-
ung notwendig war und auch die Sui-
zidrate unter Jugendlichen gestiegen
ist. Die Schulsozialarbeiter stiessen teil-
weise an ihre Grenzen.
Rohrbach: Man merkte es auch im
Schulalltag. Während der Pausen führte
ich letztes Jahr viel mehr persönliche
Gespräche mit Schülern als zuvor. Es
gab ein echtes Bedürfnis. Ich hatte Schü-
ler, die im vergangenen Winter ihre
Grosseltern verloren haben und auf-
grund der Restriktionen nicht einmal
an der Beerdigung teilnehmen konnten.
Trauerarbeit ist immer schwierig, erst
recht im adoleszenten Alter.Aber allein
zu Hause ist das nochmals eine ganz an-
dere Sache.

Das neue Schuljahr soll so normal wie
irgendwie möglich verlaufen. Wissen das
die Kinder und Jugendlichen zu schätzen?
Meier: Im Kanton St. Gallen waren Spe-
zialanlässe wie Schulreisen, Sportanlässe
oder Sonderwochen bereits ab Ende
Mai wieder erlaubt. Die Resonanz dar-
auf war unglaublich. Noch selten haben
wir die Schüler so motiviert erlebt. Sie
waren so dankbar, dass auch ausserhalb
des Schulzimmers wieder einmal eine
Veranstaltung stattfinden durfte.

Die Distanz- und Hygieneregeln gelten
weiterhin. Wie gut halten sich die Schü-
ler daran?
Rohrbach: Besonders die Hygiene-
massnahmen haben sich schon völlig
in den Alltag integriert. Es ist für die
Schüler zur Gewohnheit geworden,
dass sie sich am Morgen und am Nach-
mittag vor Schulbeginn die Hände wa-
schen und ihre Schulbank desinfizie-
ren. Dass wir im vergangenen Win-
ter viel weniger Grippefälle hatten als
sonst, lag sicherlich auch daran. Die
Distanzregeln sind natürlich schwie-
riger einzuhalten, es sind schliesslich
Jugendliche.
Meier: Wir haben zahlreiche Schüler
aus dem südosteuropäischen Raum.
Die Angst unter den Lehrern war gross,

dass viele von ihnen die Delta-Variante
einschleppen. Die Weisung vieler Schul-
leiter an ihre Lehrer ist deshalb: Bleibt
zu Hause, geht nicht an Veranstaltungen,
lasst euch nicht anstecken, wir brauchen
euch an der Front!

Wie geht es den Lehrerinnen und Leh-
rern?
Meier: Nach wie vor haben viele Leh-
rerinnen und Lehrer Angst vor einer
Ansteckung. Es gibt immer noch unter-
schiedliche Regeln, Empfehlungen, In-
puts. Ich bin Verbandspräsidentin, Schul-
leiterin, Lehrerin und Mutter.Allen Rol-
len gerecht zu werden, ist in dieser Pan-
demie extrem schwierig. Es ist fast nicht
möglich, sich selbst treu zu bleiben.
Rohrbach: Die Lehrer waren im letz-
ten Schuljahr extrem belastet, Arbeits-
aufwand und Stress haben deutlich zu-
genommen. Vor einer Woche haben mir
mehrere Kollegen gesagt, sie seien nicht
gleich erholt wie sonst nach den Som-
merferien.
Meier: Wir haben die Hauptversamm-
lung von Sek 1 St. Gallen erneut ver-
schieben müssen, zum vierten Mal
schon. Es ist nicht die Zeit, zusammen-
zukommen. Wir müssen abwarten, was
der Herbst bringt und wie es nächsten
Frühling weitergeht.

Reden Sie in der Schule über die Imp-
fung? Sie ist ja nun schon für Zwölfjäh-
rige zugelassen.
Meier: Nein. Ich habe vor einer Woche
als neue Schulleiterin begonnen, da steht
das nicht im Vordergrund. Ich masse mir
auch nicht an, eine Empfehlung heraus-
zugeben. Und ich bin froh, dass der Kan-
ton das nicht tut.
Rohrbach: Die Impfung ist ein Thema
in der Öffentlichkeit, aber nicht in der
Schule. Noch nicht. Es ist auch nicht an
den Lehrern, die Impfung zu empfehlen.
Meier: Überall, wo ich hinkomme, in
jedem Lehrerzimmer, gibt es Diskussio-
nen über die Impfung. Für viele Lehrer
ist klar: Ich lasse mich impfen, dann bin
ich frei. Ich glaube aber nicht, dass die
Lehrerschaft die Bevölkerung abbildet.
Es gibt auch Jugendliche, die sich impfen

lassen, weil sie ihre Freiheit zurückwollen.
Sie wollen in die Disco, an ein Konzert.

Wie gehen Sie selbst mit dem Thema
um?
Meier: Ich führe diese Diskussion nicht
gern, die Impfung spaltet die Gesell-
schaft. Ob sich jemand impfen lassen
will, ist ein persönlicher Entscheid. Ver-
stehen Sie mich nicht falsch, ich bin
keine Impfgegnerin. Meine Kinder
haben alle Impfungen bekommen, die
empfohlen werden.Aber wer jetzt nicht
geimpft ist, muss sich vorwerfen lassen,
er verhalte sich unsolidarisch und ver-
antwortungslos. Das bedrückt mich. Ich
bin froh, dass wir die Freiheit haben, uns
für oder gegen die Impfung zu entschei-
den. Die Frage ist nur, wie lange noch.
Rohrbach: Diese Freiheit müssen wir
unbedingt beibehalten, sie ist essenziell
für unsere Gesellschaft. Man sollte die
Leute zwar ermutigen, sich impfen zu
lassen.Aber Ungeimpfte dürfen auf kei-
nen Fall stigmatisiert werden. Den Leu-
ten muss es wohl sein mit ihrer Wahl.Auf
der anderen Seite sollte man jenen Leh-
rerinnen und Lehrern, die sich ein drittes
Mal impfen lassen wollen, dies priorisiert
ermöglichen, damit die Schulen nie mehr
geschlossen werden müssen.

Wie hat sich die Pandemie auf die Bezie-
hung zu den Eltern ausgewirkt?
Rohrbach: Positiv! Diese Krise hat dazu
geführt, dass wir uns gegenseitig angenä-
hert haben. Die Familien hatten wegen
der Pandemie einen viel tieferen Ein-
blick in die Schule, in die Arbeit der
Lehrer, der Schulleitung. Die Pandemie
hat die Schule gewissermassen geöffnet,
obwohl sie geschlossen war.
Meier: Das stimmt eindeutig. Das Bild
des Lehrers hat in den letzten dreissig,
vierzig Jahren stark gelitten. Seit der
Krise hat der Berufsstand wieder ein
besseres Image.
Rohrbach: Kollegen aus der Primar-
schule haben mir berichtet, dass sie
noch nie so viele Aufmerksamkeiten
von ihren Schülerinnen und Schülern
bekommen hätten. Zeichnungen, Briefe,
manchmal gar einen Kuchen. Das ist
nicht nur ein Zeichen der Anerken-
nung, sondern zeigt auch das Bedürfnis
der Kinder nach Kontakt mit ihren Leh-
rern. Als eine Kollegin das Schulmate-
rial in die Briefkästen verteilte und da-
bei einer Familie begegnete, musste die
Mutter ihre Tochter zurückhalten, die
ihre Lehrerin umarmen wollte. Sie hatte
sie so vermisst.

Hat sich der Föderalismus für die Schule
in dieser Krise bewährt?
Rohrbach: Persönlich bedaure ich,
dass die Schulhoheit nach dem Lock-
down vollständig den Kantonen über-
lassen wurde. Es gab so viele Unter-
schiede, die einfach nicht vermittelbar
waren. Warum gibt es in dieser Schule
Fernunterricht und in der anderen
nicht? Warum musste man im Schul-
bus eine Maske tragen, aber nicht im
Schulzimmer? Man hätte die Kantone
mindestens zu etwas mehr Koordina-
tion verpflichten müssen. Für die Schu-
len hätte der Bund eindeutig mehr tun
müssen. Bei den Läden hat er schliess-
lich auch interveniert, obwohl die Öff-
nungszeiten kantonal geregelt sind.
Meier:Die kantonalen Erziehungsdirek-
toren sind sich ja auch sonst nicht einig.
Wie sollen sie sich ausgerechnet in einer
Extremsituation einig sein? Es ist aber
schon eigenartig, wenn das Schulhaus
zweihundert Meter nebenan völlig an-
dere Bestimmungen hat, weil es auf der
anderen Seite der Kantonsgrenze liegt.
Noch schwieriger als die kantonalen
Unterschiede war aber, wenn die Kan-
tone Weisungen herausgegeben haben,
es aber den Schulgemeinden überlassen
haben, wie sie diese umsetzen.

Was wünschen Sie sich für die kommen-
den Monate?
Meier:Mein kurzfristiger Wunsch: Ganz
viele Lehrpersonen auf der Stellvertre-
terliste. Wir haben einen Lehrermangel,
auch wenn unser Kanton das Gegenteil
sagt. Die Pandemie hat die Krise zusätz-
lich verschärft.
Rohrbach: Wir müssen unbedingt wie-
der Sporttage und Skilager durchführen
können. Diese Wochen sind sehr wich-
tig, wir erleben die Schülerinnen und
Schüler aus einer anderen Perspektive,
in einem anderen Umfeld, man entdeckt
Dinge, die man im normalen Schulalltag
nicht sieht. Das fehlt enorm.

«Die Pandemie
hat verstärkt, was auch
zuvor schon galt:
Chancengerechtigkeit
gibt es nicht,
und sie wird auch nie
Realität werden.»
Nathalie Meier

In Geiselhaft
der Gewerkschaften
Der Arbeitgeberverband steht bei der BVG-Reform im Abseits
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Pest und Cholera. Das sind etwa die
Optionen, die der Schweizerische Arbeit-
geberverband (SAV) hat. Im zentralen
Rentendossier hat er sich in eine sau-
blöde Situation gebracht, wie es ein
Vertreter eines anderen Verbands halb
mitleidig, halb spöttisch formuliert. Der
SAV, eine der einflussreichsten Kräfte
in der Schweizer Politik, sieht sich ge-
zwungen, in der Debatte um die beruf-
liche Vorsorge (BVG) eine merkwürdige
Rolle zu spielen.

Am Freitag hat die Sozialkommis-
sion des Nationalrats nach langen Dis-
kussionen die Vorlage für die geplante
BVG-Reform stark zurechtgestutzt. Vor
allem hat sie die Rentenzuschläge für
Neurentner, die der Bundesrat mit der
Giesskanne zeitlich unbefristet vertei-
len möchte, markant limitiert. Hinter den
Entscheiden steht eine bürgerliche Mehr-
heit. Ihr Motiv:Wer gut verdient hat, eine
anständige Rente erhält und von der ge-
planten Reform nicht betroffen ist, soll
keinen Zuschlag auf Kosten der Allge-
meinheit erhalten. Die neue Variante für
die Kompensation der Neurentner kostet
nur etwa halb so viel wie der Vorschlag
des Bundesrats. Folglich würden auch die
Lohnnebenkosten weniger stark steigen.

Das müsste den Arbeitgebern gefal-
len, sollte man meinen. Doch ihr Verband
ist alles andere als zufrieden. Der SAV
geht in seiner Stellungnahme hart ins Ge-
richt mit den federführenden National-
räten: Sie hätten die Vorlage «unverant-
wortlich zerzaust», nun drohe ein «jäm-
merliches Scheitern». Die Kommission
bewirke Rentenkürzungen, verhindere
Verbesserungen für Personen mit Vor-
sorgelücken, insbesondere für Frauen,
und sie ermögliche Steuerschlupflöcher.

Ausstieg wäre schlimmer

So erstaunlich es klingen mag, diese
Worte stammen tatsächlich vom SAV. Er
hat das Communiqué indes nicht allein
verfasst, sondern gemeinsam mit den
grossen Dachverbänden der Gewerk-
schaften,Travail Suisse und dem Gewerk-
schaftsbund. Diese drei Verbände waren
es, die im Sommer 2019 den denkwürdi-
gen Sozialpartner-Kompromiss zum BVG
präsentiert haben, der die Basis für den
vorliegenden Bundesratsvorschlag bildet.

Seither befindet sich der SAV quasi
in gewerkschaftlicher Geiselhaft. Im
Unterschied zum Gewerbeverband, der
den Kompromiss von Anfang an abge-
lehnt hat, haben die Arbeitgeber ihr Ja-
Wort gegeben. Daran fühlen sie sich bis
heute gebunden. Auch wenn alle bür-
gerlichen Parteien die vorgeschlagenen
Rentenzuschläge ablehnen, auch wenn
weite Teile der Wirtschaft dagegen sind,
auch wenn relevante Mitglieder des
SAV ausscheren: Die Verbandsspitze
hält eisern an der Vorlage fest.

Und so kommt es, dass der Ver-
band der Arbeitgeber Entscheide kriti-
siert, die mancher Arbeitgeber begrüs-
sen dürfte. Das ist zwar unschön. Aber
im Verband geht man dem Vernehmen

nach davon aus, dass die Alternative –
der Ausstieg aus dem Kompromiss von
2019 – gravierendere Konsequenzen
hätte: für die Zukunft der Sozialpartner-
schaft und die eigene Glaubwürdigkeit.

Wie konnte es so weit kommen? Wes-
halb handelt der SAV einen Plan aus,
der im eigenen Lager so viel Widerstand
auslöst? Die Antwort beginnt mit einem
der heftigeren Abstimmungskämpfe der
letzten Jahre. Im Herbst 2017 kommt der
neuste Versuch einer Rentenreform an
die Urne. Die Fronten in der Wirtschaft
sind klar, alle grossen Verbände leh-
nen die Vorlage ab, zuvorderst kämpft
der SAV. Die Befürworter um Bundes-
rat Alain Berset geben immer wieder zu
bedenken, die Reform sei dringlich, man
dürfe keine Zeit verlieren. Die Spitze
des SAV hält dagegen, nach einem Nein
sei in nützlicher Frist ein Neustart für
eine bessere Reform möglich.

Das Nein an der Urne wird Realität,
nicht aber der schnelle Neustart.An den
Arbeitgebern liegt es nicht. Sie setzen
ihr ganzes Gewicht ein, um Bundesrat
Berset von ihrem Plan zu überzeugen:
Er solle die Aufgabe, eine mehrheits-
fähige BVG-Reform zu zimmern, an
die Sozialpartner übertragen. Ab Früh-
jahr 2018 sitzen sie am Verhandlungs-
tisch: Gewerkschaftsbund,Travail Suisse,
SAV und Gewerbeverband. Die ersten
drei werden handelseinig. Kritiker des
Kompromisses monieren, der SAV habe
einen Vorschlag ausgehandelt, der noch
schlechter sei als die Vorlage von 2017.
Damals wehrte sich der Verband hef-
tig gegen einen 70-Franken-Zuschlag
für Neurentner in der AHV. Nun aber
unterstützt er Zuschläge von bis zu 200
Franken. Wie geht das zusammen?

Kurz nach der überraschenden Eini-
gung nannte SAV-Präsident Valentin
Vogt in der NZZ zwei Argumente: Im
Unterschied zur gescheiterten Reform
werde das Leistungsniveau nun inner-
halb des BVG gesichert, ohne Ver-
mischung mit der AHV. Zudem hätten
für die damaligen 70 Franken die Lohn-
beiträge später weiter erhöht werden
müssen, während der neue Zuschlag mit
der Zeit sinken würde.

Debatte mit Linksdrall

Es sieht nicht so aus, als würden diese
Argumente das Parlament überzeugen.
Die bürgerliche Mehrheit scheint ent-
schlossen, die Bundesratsvorlage zu re-
dimensionieren. Die Frage ist nur, wie
und wie stark. Für den SAV, der offiziell
weiter für das Original kämpfen muss,
ist es nicht einfach, sich an dieser Dis-
kussion zu beteiligen. Mehr Freiheiten
kann er sich wohl erst nehmen, wenn
National- und Ständerat die ursprüng-
liche Vorlage je einmal verworfen haben.

Was der SAV nicht mehr rückgängig
machen kann: dass mit seiner Hilfe das
Koordinatensystem für die BVG-Debatte
nach links verschoben worden ist. Wenn
nun Neurentner, die nicht von der Re-
form betroffen sind, keinen Zuschlag er-
halten, können die Gewerkschaften dies
bereits als Verschlechterung anprangern.

Was geschieht mit den Rückstellungen?
fab. · Nach der Sitzung der zuständi-
gen Nationalratskommission am Frei-
tag herrscht bei einem zentralen Ele-
ment der BVG-Reform Unklarheit. Es
geht dabei um die Frage, wie die Zu-
schüsse finanziert werden, in deren Ge-
nuss ein Teil der Personen käme, die in
den nächsten Jahren in Rente gehen.
Die Kommission hat ihre Entscheide
nicht publiziert, da sie nicht definitiv
sind. Zu hören sind zwei Interpretatio-
nen. Die eine besagt, dass betroffene
Pensionskassen die Zuschüsse teilweise
selber – ohne Quersubventionierung
durch die Allgemeinheit – finanzie-
ren müssen. Dazu müssten sie Rück-
stellungen einsetzen, die frei werden,
weil dank der Reform der Umwand-
lungssatz sinkt. Somit wäre die umstrit-
tene solidarische Finanzierung über
alle Branchen und Firmen hinweg –

die im BVG im Prinzip nicht vorge-
sehen ist – weniger umfangreich-

Die zweite Interpretation besagt,
dass betroffene Pensionskassen nicht
gezwungen wären, diese Rückstellun-
gen einzusetzen. Stattdessen würden
die Zuschüsse vollständig solidarisch
finanziert. Laut zuverlässigen Informa-
tionen ist diese Version korrekt, zumin-
dest gemessen an den bisherigen Ent-
scheiden der Kommission. Laut Invol-
vierten könnte die bürgerliche Mehr-
heit dies jedoch noch korrigieren.

In beiden Varianten wird die Soli-
darität bei der gemeinsamen Finan-
zierung eingeschränkt, indem die Bei-
träge nicht auf dem ganzen Lohn er-
hoben werden, sondern nur auf dem
Teil, der gesetzlich versichert ist. Dies
schränkt die Umverteilung von «oben»
nach «unten» stark ein.


